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Einleitung

Lebensmittelsicherheit ist in Deutschland ein Thema von hoher Relevanz. Die 
Qualitätssicherung erfolgt dabei durch ein vielschichtiges System. Zunächst be-
steht die Verpflichtung zur dokumentierten Eigenkontrolle. Art. 5 der VO (EG) 
Nr. 852/20041 sieht dafür mit dem Hazard Analysis and Critical Control Points-
Konzept (HACCP) eine vorbeugende Gefahrenanalyse vor. Daneben existiert mit 
dem International Food Standard (IFS) ein einheitlicher Qualitätssicherheits
standard auf freiwilliger Basis. Die Einhaltung dieser Vorgaben wird mit einer 
Zertifizierung durch akkreditierte Stellen, z. B. durch den TÜV, bestätigt. Ergänzt 
werden diese Vorkehrungen durch die amtliche Lebensmittelüberwachung, für die 
in Deutschland die Bundesländer zuständig sind, vgl. § 38 Abs. 1 des Lebensmittel-, 
Bedarfsgegenstände- und Futtermittelgesetzbuchs (LFGB)2 i. V. m. Art. 83 GG. Zur 
Unterstützung der behördlichen Risikobewertung und Überwachungstätigkeit exis-
tieren Softwaresysteme wie die Bundeseinheitliche Anwendung für Lebensmittel-
sicherheits- und Veterinärüberwachungsinformationsverarbeitung (BALVI iP).3

Weiterhin ist am 13. Dezember 2014 die Lebensmittelinformationsverordnung 
(LMIV)4 in Kraft getreten. Diese Verordnung trifft Regelungen zur Information 
über Lebensmittel, insbesondere deren Kennzeichnung (Art. 1 Abs. 2 S. 1 LMIV), 
um „Endverbrauchern eine Grundlage für eine fundierte Wahl und die sichere 
Verwendung von Lebensmitteln unter besonderer Berücksichtigung von gesund-
heitlichen, wirtschaftlichen, umweltbezogenen, sozialen und ethischen Gesichts-
punkten“ (Art. 3 Abs. 1 LMIV) zu bieten. Schließlich wurde etwa in Nordrhein-West-
falen im März 2017 zusätzlich das Kontrollergebnis-Transparenz-Gesetz (KTG)5  

	 1	Verordnung des Europäischen Parlaments und Rates über Lebensmittelhygiene vom 29. April 
2004 in der Fassung der Berichtigung der Verordnung vom 30. April 2004 (ABl. L 139), zuletzt 
geändert durch Verordnung (EG) Nr. 219/2009 vom 11. März 2009 (ABl. L 87/109).
	 2	Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Juni 
2013 (BGBl. I S. 1426), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 10. März 2017 
(BGBl. I S. 420).
	 3	Ausführlich hierzu Grube / Immel / Wallau, Verbraucherinformationsrecht, F I.
	 4	Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Ok-
tober 2011 betreffend die Information der Verbraucher über Lebensmittel und zur Änderung 
der Verordnungen (EG) Nr. 1924/2006 und (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 87/250/EWG der Kommission, der Richtlinie 
90/496/EWG des Rates, der Richtlinie 1999/10/EG der Kommission, der Richtlinie 2000/13/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 2002/67/EG und 2008/5/EG 
der Kommission und der Verordnung (EG) Nr. 608/2004 der Kommission (ABl. 304/18).
	 5	Gesetz zur Bewertung, Darstellung und Schaffung von Transparenz von Ergebnissen amt-
licher Kontrollen in der Lebensmittelüberwachung vom 7. März 2017 (GV. NRW. 2017 S. 334); 
hierzu etwa Becker / Sievers, NVwZ 2016, 1456 ff.
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erlassen, wodurch Verbrauchern Ergebnisse von Kontrollen der amtlichen Lebens-
mittelüberwachung zugänglich gemacht werden sollen (§ 1 Abs. 1 KTG). Dies  
geschieht, indem Lebensmittelunternehmer gesetzlich verpflichtet werden, die sie 
betreffenden Kontrollergebnisse in Form eines von der Behörde zur Verfügung  
gestellten Kontrollbarometers  den Verbrauchern zugänglich zu machen (§§ 6, 8 
KTG).

Neben den bisher genannten Methoden der Qualitätssicherung wird Verbraucher-
schutz mittlerweile in hohem Maße durch amtliche Informationen und Auskünfte 
gewährleistet. Das von der Europäischen Union vorgegebene Leitbild des mündigen 
Verbrauchers6 setzt dessen Informiertheit voraus. Dem entspricht die auf Unions-
ebene angestoßene Entwicklung hin zu mehr Verfügbarkeit von Informationen, 
durch welche die Anzahl von Informationszugangsrechten und Rechtsgrundlagen 
für Informationserteilungen deutlich zugenommen hat. Zahlreiche Gesetze, wie 
z. B. das Informationsfreiheitsgesetz des Bundes (IFG-Bund) und entsprechende 
Landesgesetze, das Verbraucherinformationsgesetz (VIG) sowie das Lebensmittel-, 
Bedarfsgegenstände- und Futtermittelgesetzbuch (LFGB) sehen derartige Infor-
mationsrechte vor. Speziell für grenzüberschreitende Sachverhalte innerhalb der 
Europäischen Union wurde überdies ein Schnellwarnsystem namens Rapid Alert 
System for Food and Feed (RASFF) eingerichtet.

Doch trotz der vielschichtigen Qualitätssicherung wird die Lebensmittelindustrie  
vermehrt durch Hygieneskandale erschüttert. Gammelfleisch7, mit Dioxin belastete 
Eier8 sowie Mäusekot und Speisereste in Produktionsstätten9 sind einige Beispiele 
der jüngeren Vergangenheit, welche die Dimension und Fächerung der unerfreu-
lichen Erscheinungen aufzeigen. Gar von einer Vertrauenskrise ist die Rede.10 Tat-
sächlich scheint das Vertrauen in die Lebensmittelindustrie erschüttert. Nur 17 % 
der Deutschen gaben laut einer Nestlé-Studie aus dem Jahr 2012 an, den Lebens-
mittelherstellern zu vertrauen.11

Indes ist unklar, ob lebensmittelrechtliche Verstöße heutzutage tatsächlich häufi-
ger erfolgen. Es lassen sich noch weitere Ursachen für die negative Wahrnehmung 
der Lebensmittelindustrie ausmachen. Zum einen werden mögliche Gefahren

	 6	Verbraucherpolitische Strategie der EU 2007–2013, Mitteilung der Kommission an den 
Rat, das Europäische Parlament und den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss, 
KOM(2007) 99 endgültig/2, S. 4, 5, 13, abrufbar unter https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/
LexUriServ.do?uri=COM:2007:0099:FIN:de:PDF, zuletzt abgerufen am 11.08.2018.
	 7	Kastner, Verdacht auf Gammelfleisch im Schlachthof, Süddeutsche Zeitung Online vom 
19. Mai 2010.
	 8	Schultz, Futterskandal: Kontrolleure finden Dioxin-Eier in mehreren Bundesländern, Spie-
gel Online vom 7. Mai 2010.
	 9	Kaiser, Mäusekot und Speisereste  – Staatsanwaltschaft ermittelt gegen Großbäckerei,  
Spiegel Online vom 3. Februar 2012.
	 10	Willmroth, Kampf gegen die Vertrauenskrise, WirtschaftsWoche Online vom 25. Oktober 
2011.
	 11	Nestlé Deutschland AG, Nestlé-Studie: Verbraucher achten immer mehr auf Qualität, S. 3.
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quellen durch die verbesserten Untersuchungsmöglichkeiten und die hohe Kontroll
dichte vermehrt aufgedeckt. Zum anderen achten die Menschen verstärkt auf ihre 
Ernährung. Immerhin spielt nach einer von der EU Kommission in Auftrag gege-
benen Studie aus dem Jahre 2012 für 67 % der befragten Deutschen und 65 % der 
befragten EU-Bürger die Nahrungsmittelqualität beim Kauf eine sehr wichtige 
Rolle.12 Auch höhere Preise würden weite Teile der deutschen Bevölkerung für 
gesunde und sichere Lebensmittel in Kauf nehmen.13 

Im Zusammenhang mit der Wahrnehmung der Verbraucher sind auch die Ver-
braucherorganisationen und Medien zu nennen, die einen wesentlichen Teil zur 
Aufklärung der Verbraucher beitragen. Die Relevanz der medialen Berichterstat-
tung ist dabei nicht zu unterschätzen. Denn mehr als der Hälfte der Verbraucher 
fällt es schwer, die Qualität von Lebensmitteln selbst einzuschätzen.14 Beachtens-
wert erscheint insoweit auch, dass sich lediglich 4 % der in der Nestlé-Studie be-
fragten Personen an positive Medienberichte bezüglich der Lebensmittelqualität 
erinnern, während 58 % kritische Berichterstattungen wahrnahmen.15 Medien sind 
ihrerseits wiederum auf Informationen angewiesen. Auch ihnen ist es nicht ohne 
weiteres möglich, umfassende Einblicke in Lebensmittelbetriebe zu erhalten. Ne-
ben investigativer Recherche und Informationen Dritter bleibt nur der Rückgriff 
auf die Verwaltung als Informationsträger. Aufgrund von behördlichen Unter-
suchungen und Offenlegungspflichten der Unternehmen gegenüber Behörden ver-
fügt diese über beträchtliche Informationsbestände. Nicht selten ist es daher allein 
die öffentliche Hand, die Erkenntnisse und Informationen vorhält, die belastbare 
Aussagen über die Lebensmittelsicherheit zulassen. Darüber hinaus kann es der 
Verwaltung obliegen, selbst aktiv zu werden und unabhängig von einem Antrag die 
Öffentlichkeit zu informieren. Sobald eine Gesundheitsgefahr in Rede steht, wird 
die staatliche Informationserteilung sogar zu einer Notwendigkeit. Der Staat nimmt 
folglich eine entscheidende Rolle in der Informationsversorgung ein.

Die rufschädigenden Folgen einer Mitteilung über (vermeintliche) lebensmittel-
rechtliche Verstöße sollten derweil nicht unterschätzt werden. Ein Boykott der 
jeweiligen Produkte durch die Verbraucher und Großabnehmer, wie z. B. Lebens-
mitteldiscounter, ist keine Seltenheit. Erhebliche Umsatzeinbußen bis hin zur In-
solvenz sind dann unabwendbare Konsequenzen. Selbst Traditionsunternehmen 
können auf diesem Wege in kürzester Zeit in wirtschaftliche Schieflage geraten. 
Dies zeigt das Beispiel des bayerischen Unternehmens Müller-Brot. So erschien 
hinsichtlich dieses Unternehmens erstmals am 1. Februar 2012 ein Zeitungsbericht 
über Hygieneverstöße und einen Produktionsstopp, welcher sich auf durch das  

	 12	TNS Opinion & Social, Die Einstellungen der Europäer zur Ernährungssicherheit, Nah-
rungsmittelqualität und zur Landschaft, S. 16 f.
	 13	Kwasniewski, Umfrage: Deutsche würden für gesundes Essen mehr zahlen, Spiegel Online 
vom 22. Oktober 2012.
	 14	58 %, siehe Nestlé Deutschland AG, Nestlé-Studie: Verbraucher achten immer mehr auf 
Qualität, S. 3.
	 15	Nestlé Deutschland AG, Nestlé-Studie: Verbraucher achten immer mehr auf Qualität, S. 4.


